
 

 

Niederschrift 13. Sitzung Haupt- und Finanzausschuss  
14. Oktober 2025, 16:30 Uhr 
öffentlich 
Bürgersaal, Rathaus Marktplatz 
Vorsitz: Erste Bürgermeisterin Luczak-Schwarz 
 

    

 
Sitzungseröffnung  
 
Punkt 1 der Tagesordnung: Sicherheit in Karlsruhe 
 
Punkt 1.1 der Tagesordnung: Vortrag des Polizeipräsidiums Karlsruhe zum Thema Kriminali-
tätsentwicklung in Karlsruhe 
 
Punkt 1.2 der Tagesordnung: Handlungsschwerpunkte im Bereich Öffentliche  
Sicherheit und Ordnung 
Vorlage: 2025/0655 
 
Punkt 1.3 der Tagesordnung: Lagebild der Fachgruppe Prostituiertenschutzgesetz 
Vorlage: 2025/0654 
 
Punkt 1.4 der Tagesordnung: Bericht und Maßnahmen zur Umsetzung des  
Prostituiertenschutzgesetzes 
Antrag: SPD 
Vorlage: 2025/0502 
 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Keine Abstimmung 
 
 
 
Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und teilt die Namen der ent-
schuldigten Stadträtinnen und Stadträte mit.  
 
Anschließend ruft sie Tagesordnungspunkt 1 zur Behandlung auf und begrüßt Frau Polizei-
präsidentin Denner und Herrn Krull vom Polizeipräsidium Karlsruhe und erteilt Frau Denner 
das Wort. 
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Polizeipräsidentin Denner stellt anhand einer Powerpoint-Präsentation die Kriminalitätsent-
wicklung in Karlsruhe dar. 
 
Stadträtin Wolf (GRÜNE) hebt hervor, dass die jährliche Präsentation der Kriminalitätsstatistik 
wichtig sei, um die Sicherheit in Karlsruhe zu verdeutlichen. Sie fragt nach der Entwicklung 
am Werderplatz, der in den vergangenen Jahren ein Thema gewesen sei.  
 
Polizeipräsidentin Denner bestätigt, dass die Schwerpunkte weiterhin bestehen, jedoch auch 
dort ein Rückgang der Straftaten zu verzeichnen sei. Sie betont, dass der Werderplatz durch 
die Zusammenarbeit mit dem Kommunalen Ordnungsdienst und anderen Kräften gut kon-
trolliert werde. 
 
Stadtrat Hofmann (CDU) merkt an, dass Karlsruhe im Vergleich zu anderen Großstädten 
eine sichere Stadt sei. Er äußert jedoch Bedenken hinsichtlich eines leichten Anstiegs bei 
körperlicher Gewalt und thematisiert die zunehmende Aggressivität in der Gesellschaft. 
Zudem fragt er nach der Situation in der Amalienstraße.  
 
Polizeipräsidentin Denner bestätigt, dass die Aggressivität in der Gesellschaft zugenom-
men habe, was sich auch in den Auseinandersetzungen bestimmter Gruppierungen in 
der Amalienstraße zeige. Unbeteiligte Bürger seien aber in der Regel nicht betroffen, 
auch wenn die Wahrnehmung der Öffentlichkeit durch solche Vorfälle beeinflusst werde. 
 
Stadtrat Dr. Huber (SPD) weist darauf hin, dass Karlsruhe trotz seiner Größe eine relativ si-
chere Stadt sei. Er zeigt sich überrascht, dass die öffentliche Wahrnehmung von Kriminalität 
nicht mit den rückläufigen Zahlen in Bereichen wie den Sexualstraftaten übereinstimme. Er 
betont die Notwendigkeit, gesellschaftliche Antworten auf die zunehmende Aggressivität zu 
finden. 
 
Stadtrat Dr. Noe (FDP/FW) bedankt sich für die Arbeit der Polizei und äußert sich positiv 
über die Sicherheit in Karlsruhe. Er fragt nach der Herkunft der Amphetamine, die in den 
Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz eine Rolle spielen.  
 
Polizeipräsidentin Denner erklärt, dass diese vermutlich aus synthetischen, illegalen Quel-
len stammten und nicht aus legalen Arzneimitteln. 
 
Die Vorsitzende bedankt sich bei Frau Denner und dem Polizeipräsidium Karlsruhe für ihre 
Arbeit und den informativen Vortrag. Sie betont, dass die Sicherheit in Karlsruhe ein wichti-
ges Anliegen sei und die Polizei einen wesentlichen Beitrag dazu leiste.  
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erläutert mithilfe einer Präsentation die Sicherheitslage 
aus Sicht seines Amtes. Er weist darauf hin, dass er in diesem Jahr keine detaillierten Zahlen 
zu den Einsätzen des Kommunalen Ordnungsdienste vorlegen könne, da das bisherige Ein-
satzprogramm aus technischen Gründen nicht mehr genutzt werden könne. Ein Nachfolge-
programm sie identifiziert, stehe aber noch unter Finanzierungsvorbehalt. Jedoch seien die 
Einsatzzahlen und -schwerpunkte des KOD mit den Vorjahren vergleichbar. 
 
Stadträtin Wolf (GRÜNE) bedankt sich für die geleistete Arbeit, insbesondere im Bereich der 
Bürgerbüros und der Ausländerbehörde. Sie erkundigt sich nach den Auswirkungen der 
Softwareprobleme auf die operative Arbeit des KOD, betont die Bedeutung der Vision Zero 
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im Straßenverkehr und hinterfragt die Notwendigkeit der geplanten Messerverbotszonen an-
gesichts rückläufiger Rohheitsdelikte.  
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erklärt, dass die Softwareprobleme keinen Einfluss auf 
das operative Handeln des KOD gehabt hätten. Bezüglich der Vision Zero betont er, dass die 
Stadt verstärkt präventive Maßnahmen ergreife, wie die Begutachtung von Unfallstellen und 
die Nutzung digitaler Tafeln zur Sensibilisierung. Die Einführung von Messerverbotszonen in 
der Amalienstraße und am Marktplatz werde als Ergänzung der bestehenden Maßnahmen 
geprüft, da sich die rechtlichen Rahmenbedingungen geändert hätten. 
 
Stadtrat Schütz (CDU) begrüßt die Prüfung der Messerverbotszonen sowie die Verlängerung 
des Verbots der Straßenprostitution. Er äußert jedoch Bedenken hinsichtlich der gestiegenen 
Zahl der Verkehrstoten und betont die Bedeutung der Einhaltung von Verkehrsregeln. Zu-
dem regt er an, die Nutzung von Feedback-Tafeln zur Geschwindigkeitskontrolle auszuwei-
ten.  
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erklärt, dass die Stadt bereits Maßnahmen zur Präven-
tion ergreife und die Unfallstellen gemeinsam mit der Polizei begutachte, um mögliche Ver-
besserungen der Verkehrssicherheit zu identifizieren. 
 
Stadtrat Tröndle (SPD) lobt die Arbeit des Ordnungs- und Bürgeramtes und hebt die positive 
Grundstimmung in den Bürgerbüros und der Ausländerbehörde hervor. Er äußert jedoch Be-
denken hinsichtlich der konstant hohen Zahl an Pkw in der Stadt und der gestiegenen Fälle 
häuslicher Gewalt. Zudem bittet er um eine Einordnung der Entwicklung bei psychisch auf-
fälligen Personen.  
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) führt aus, dass die gestiegene Zahl der gemeldeten 
Fälle häuslicher Gewalt auf die verbesserten rechtlichen Möglichkeiten und die damit einher-
gehende Erhellung des Dunkelfeldes zurückzuführen sei. Hinsichtlich der psychisch auffälli-
gen Personen sei ein Rückgang im Vergleich zu 2022 zu verzeichnen, dessen Ursachen je-
doch noch untersucht würden. 
 
Stadtrat Seidler (AfD) erkundigt sich nach der Verkehrsunfallbilanz und thematisiert dabei 
die Rolle von E-Scootern. Er fragt nach deren Anteil an Ordnungswidrigkeiten und Unfällen. 
Zudem äußert er subjektive Bedenken hinsichtlich der Verkehrssituation rund um den Fried-
richsplatz und möchte wissen, ob es dort eine erhöhte Unfallhäufigkeit gibt. Abschließend 
spricht er das Thema Prostitution an und fragt nach der rechtlichen Grundlage und den 
Möglichkeiten, das wiederholte Verbot der Straßenprostitution durchzusetzen, ohne ein de 
facto Sperrgebiet zu schaffen. 
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erklärt, dass er keine konkreten Zahlen zu den  
E-Scootern vorliegen habe, jedoch eine schriftliche Antwort nachreichen könne. Er sichert 
zu, dass diese Daten zukünftig im Bericht aufgeschlüsselt werden. Bezüglich des Friedrichs-
platzes führt er aus, dass ihm keine besonderen Unfallschwerpunkte bekannt seien. Die Un-
fallhäufigkeit unterscheide sich dort nicht signifikant von anderen innerstädtischen Verkehrs-
knotenpunkten. Zum Thema Prostitution erläutert er, dass das Verbot der Straßenprostitu-
tion auf Grundlage des Prostituiertenschutzgesetzes und der damit verbundenen Straftaten 
im Umfeld ausgesprochen werde. Er weist darauf hin, dass die Szene derzeit ins Umland ab-
gewandert sei, jedoch ohne das Verbot wieder in die Stadt zurückkehren könnte.  
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Das Regierungspräsidium prüfe bereits, ob Änderungen an der geltenden Sperrbezirksver-
ordnung vorgenommen werden könnten. Diese basiere auf einer anderen Rechtsgrundlage, 
dem Einführungsgesetzbuch zum Strafgesetzbuch (EGStGB), und sei rechtlich komplex. Den-
noch erscheine die Prüfung nicht aussichtslos. 
 
Stadtrat Dr. Noe (FDP/FW) hebt insbesondere die positiven Rückmeldungen zu den Bürger-
diensten hervor. Er lobt das Team des Bürgerbüros Ost für seine Freundlichkeit, Dynamik 
und Hilfsbereitschaft, insbesondere für die Unterstützung von Bürgern mit eingeschränkter 
Mobilität. Er betont, dass die Terminvergabe zeitnah und online möglich sei, was er als vor-
bildlichen Bürgerservice bezeichnet.  
 
Die Überwachung der Ladeinfrastruktur für Elektromobilität sei ein Problem. Für Nutzer von 
Elektrofahrzeugen sei es ärgerlich, wenn Ladesäulen durch Fahrzeuge mit Verbrennungsmo-
tor blockiert würden. Gebe es konkrete Zahlen darüber, wie häufig in solchen Fällen einge-
schritten werde und ob gegebenenfalls auch Abschleppmaßnahmen ergriffen würden? Dar-
über hinaus hebt er hervor, dass Carsharing nur dann sinnvoll sei, wenn die dafür vorgese-
henen Parkplätze tatsächlich freigehalten würden. Er verweist auf die Existenz einer offiziel-
len Carsharing-Plakette, die Fahrzeuge als solche ausweise, und merkt an, dass er diese in 
Karlsruhe bisher nicht gesehen habe. Er bittet um ein Update zur Einführung und zur kom-
munalen Ordnung in diesem Bereich, auch im Nachgang, falls die Informationen nicht direkt 
vorliegen. 
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erklärt, dass er zu der Überwachung der Ladeinfra-
struktur keine konkreten Zahlen vorlegen könne, jedoch zusichert, diese Thematik aufzu-
nehmen und für die Zukunft zu prüfen. Er betont die Relevanz des Themas und kündigt 
an, diesem nachzugehen. Bezüglich des Carsharings führt er aus, dass in Karlsruhe der-
zeit nur ein Anbieter aktiv sei, was die Identifikation der Fahrzeuge erleichtere. Die Kenn-
zeichnung erfolge bislang durch die Aufschrift des Anbieters auf den Fahrzeugen, und es 
sei bisher nicht notwendig gewesen, eine diversifizierte Regelung einzuführen. Er merkt 
an, dass die Situation kontinuierlich beobachtet werde und zukünftige Entwicklungen 
abzuwarten seien. 
 
Stadträtin Wolf (GRÜNE) erkundigt sich, ob mit einer Vorlage zu den Überlegungen hin-
sichtlich der Einrichtung von Messerverbotszonen zu rechnen sei. Sie bringt damit das 
Anliegen zur Sprache, eine entsprechende Grundlage für weitere Diskussionen und Ent-
scheidungen zu erhalten. 
 
Herr Lipp (Ordnungs- und Bürgeramt) erklärt, dass er das Thema aufgreifen und mit dem 
Bürgermeister sowie dem Oberbürgermeister abstimmen werde. Er betont, dass bereits 
eine grundsätzliche Stoßrichtung zu diesem Thema angedacht sei. Zudem versichert er, 
dass das Gremium in geeigneter Weise über die Ergebnisse informiert werde. 
 
Die Vorsitzende ergänzt, dass der Wunsch geäußert worden sei, eine entsprechende Infor-
mation dem Gremium zukommen zu lassen. Sie bestätigt, dass dies wie üblich erfolgen 
werde und unterstreicht, dass die Präsentation der Ergebnisse im Gremium dem Anliegen 
entspreche.  
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Anschließend begrüßt sie Frau Dr. Fechner vom Landratsamt Karlsruhe sowie die weite-
ren anwesenden Vertreterinnen des Gesundheitsamts, Frau Luzanow, Frau Rodriguez 
und Frau Wuttke, die an der Erstellung des Lagebilds der Fachgruppe Prostituierten-
schutzgesetz mitgewirkt haben.  
 
Stadträtin Fahringer (GRÜNE) hebt hervor, dass im Jahr 2024 ein Ermittlungsverfahren gegen 
eine Gruppierung wegen Menschenhandel, Zuhälterei und Zwangsprostitution zu sieben 
Festnahmen geführt habe. Sie betont, dass der Staat in der Verfolgung von organisiertem 
Verbrechen, Menschenhandel und grenzüberschreitenden Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung noch effektiver werden müsse. Sie sei eine Befürworterin legaler und frei-
williger Sexarbeit, jedoch müsse die Frage nach der tatsächlichen Freiwilligkeit in diesem 
Kontext kritisch betrachtet werden. Sie verweist auf die Herausforderungen, die sich aus den 
Lebensumständen der betroffenen Personen ergeben, und betont die Notwendigkeit, Per-
spektiven zu schaffen. Sie spricht sich für eine bessere Ausstattung der Fachberatungsstellen 
aus und bedankt sich bei der Fachgruppe für ihre Arbeit.  
 
Abschließend verweist sie auf die Ergebnisse der Evaluation des Bundesgesetzes aus dem 
Juni 2025, die eine menschenrechtsbasierte Neuausrichtung des Prostituiertenschutzgesetzes 
und eine Entstigmatisierung von Sexarbeitenden nahelege. 
 
Stadtrat Schütz (CDU) schließt sich den Ausführungen seiner Vorrednerin an und betont 
die Bedeutung präventiver Ansätze, um soziale Härten abzufedern. Er verweist auf den 
Anstieg der Straftaten gegen die persönliche Freiheit, wie im Bericht dargestellt, und 
führt diesen teilweise auf eine erfolgreiche Aufhellung des Dunkelfeldes zurück.  
 
Stadtrat Tröndle (SPD) betont, dass dieser Bericht nur ein erster Schritt sein könne und wei-
tere Diskussionen erforderlich seien. Er kritisiert, dass das Thema „Ausstieg aus der Prostitu-
tion“ im Bericht keine größere Rolle spiele und fordert valide Zahlen, um die Situation besser 
bewerten zu können. Er regt an, das Thema in einem weiteren Ausschuss oder im Gemein-
derat ausführlich zu behandeln. 
 
Frau Kornhaas (Gleichstellungsbüro) erläutert, dass der Ausstieg aus der Prostitution nicht 
explizit im Prostituiertenschutzgesetz benannt sei und daher nicht Teil des Lagebildberichts 
sei. Sie berichtet, dass jedoch im Rahmen der Umsetzung der Istanbul-Konvention eine Ar-
beitsgruppe „Ausstieg“ gegründet worden sei, die nach einer vorübergehenden Stilllegung 
reaktiviert wurde. Diese Reaktivierung sei im Zusammenhang mit der Schließung des Stra-
ßenstrichs erfolgt, um koordinierte Ausstiegsangebote zu schaffen. Sie informiert, dass sich 
derzeit 14 Frauen im Ausstiegsprozess oder in der Ausstiegsberatung befinden, wobei es 
sich um unfreiwillige Ausstiege handele, da die Existenzgrundlage der Frauen durch die 
Schließung des Straßenstrichs entfallen sei. Sie betont, dass die Nachhaltigkeit dieser Aus-
stiegsbemühungen noch zu prüfen sei. 
 
Die Vorsitzende stellt fest, dass zum Antrag der SPD-Fraktion eine vertiefte Behandlung ge-
wünscht werde. Sie schlägt vor, den Antrag entweder im Gemeinderat oder in einem zu-
ständigen Ausschuss erneut zu behandeln, wobei die SPD ihre Fragen im Vorfeld konkretisie-
ren solle. 
 
Stadtrat Cramer (KAL) regt an, bei einer erneuten Behandlung des Themas auch die Ur-
sprünge des Prostituiertenschutzgesetzes zu reflektieren. Er verweist darauf, dass das 
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Gesetz unter der Regierung Schröder/Fischer verabschiedet worden sei und die damali-
gen Ziele offensichtlich nicht erreicht worden seien. Er fordert eine offene Diskussion 
über die Hintergründe und Folgen des Gesetzes. 
 
Die Vorsitzende weist darauf hin, dass die Kommune sich mit den Folgen der Gesetzgebung 
auseinandersetzen müsse. Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt sie 
Kenntnisnahme der Berichte fest. Der Antrag der SPD-Fraktion werde zu gegebener Zeit im 
entsprechenden Fachausschuss aufgerufen. 
 
 
Zur Beurkundung:  
Die Schriftführerin:  
 
 
Hauptamt – Ratsangelegenheiten –  
27. Oktober 2025 
 
 
 
 
Dieses Protokoll wurde mit Hilfe von KI erstellt und durch die Schriftführerin geprüft. 


